
1.Beiblatt 6 .. Juni 1951. 

Auf eine Anfrage rial' A'bg" Dr<:> S t übe r und Genossen, betreffend 

Rückerstattung sogenannter Wiedergutmachungsbeträge gemäss § 23 des , 
Verbotsgesetzes , teilt Bundesminister für Finanzen DrQM arg are t h D. 

mit, dass diese Wiedergutmachungsbeträge nicht einen Teil eines al1e~:~ 

falls verfa.llenen VermUgens~ scnde:rn eine Forderur..g gegen dieses Vel'!nÖge;'l 

darstellen und daher ebenso wie zc Bo dj.e Kosten des Gerichtsverfahrens 

oder Forderu.ngen priv-ater Gläubigc-r trotz des Verrnögensverfal1es eingeho·· 

ben we~den müssen, da das Verbotsgesetz deren Nachsicht nicht vorsieht. 

Der Wiedergll.tmac;~lUngsbetra.g wird da...~er, erklärt der Minister weiter 

in der A.1'J.fragebeantwol'tu:ng~ regelmässig von der in 1. Instanz zuständigen 

Bezirksverwaltungsbe~ö~do als Forderung gegen das verfallene Vermögen 

bein:. Finanzministe:!'5_"ilffi 8.1s Verwertungsstelle im Sinne des Volksgerichts­

ve:rfahreml- u:rld Vermögensverfallsgesetzes angemeldet und aus dem verfalle­

nen Vermögen beiried,igh J Bowei t dessen Erlös ausreicht .. Wenn naoh Abschluß . . 
des Ver Ne<', ',Qngsverfahrens fedsteht, dass diese Forderung im Ve1"fa118-

vermögen keine odor keine volle Deckung findet, wird deI' örtlich zustän-. 
dige L~~deshauptroar~l ~rsucht, den Eetrag im Verwalt~ngswege einzutreiben~ 

Von der Eintreibung dieses Betrages ~4n mangels anderer gesetzlicher 

Bestimmungen nu~ dan.~ abgosehen werden~ we?D die Voraussetzungen des 

§ 2 .Abs o 2 des Verwa.l tun.gsyollstreckungsgesetzes, nämlich tldie Gefährdung 

des notdürftigen Unterhaltes des Verpflichteten oder der Person, für d:to 

er nach dem Gesetz zu sergen hat," vorliege~ Es bedarf somit nicht des 

in der Anfrage geforderten Erlasses(\ .Anmer~J.ng . d .. Redaktion.~ 

Z11 dem in der J~frage behandelten konkreten Fall (ein früherer 

Handelsangestell ter soll einen vom !IS-·Regime erhal tenen Wiedergutmachun~"-­

betrag ven 400 RM in die Sparkasse gelegt haben, das Sparkassenguthabel1 

sei auf Grund eines Volksgerichtsu:rteiles vom Staat eingezogen worden, 

dennoch verlange m~n jetzt ven ihm die Erstattung des Wiedergutmachungs­

betrages ) kann ioh nicht Stellung nehmen, weil die angeführten Merknalo 

nicht ausreiehens ~~ d~esen Fall festzuetellen und zu überprüfenc 
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